
frankfurter allgemeine Zeitung Wirtschaft montag, 27.  februar 2023 ·  nr.  49 ·  seite 17

bei der krankenhausabrechnung. seit 
einigen Jahren dürfen wir krankenkas-
sen nur einen kleinen teil der rechnun-
gen überprüfen, den rest nicht. das ist 
doch verrückt! stellen sie sich vor, sie 
bauen ein haus, und nach der zehnten 
rechnung kann der handwerker neh-
men, was er will. das öffnet tür und tor, 
um die krankenhauseinnahmen zu maxi-
mieren.

Müsste das Sparen nicht bei den fast 100 
Krankenkassen anfangen?
die verwaltungskosten machen nur rund 
5 prozent der gesamtausgaben aus. das 
entspricht etwa dem ausgabenanstieg 
der gkv in einem Jahr, ist also kein riesi-
ger brocken. ich gebe ihnen recht, wir 
brauchen keine 100 kassen, aber eine 
relevante auswahl für die versicherten. 
entscheidend ist, dass es einen wettbe-
werb gibt. ich kenne den nationalen 
gesundheitsdienst nhs in großbritan-
nien sehr gut. die haben enorme verwal-
tungen, aber verstehen sich kaum als 
dienstleister. warum auch, man kann 
dem system ja nicht entfliehen. eine 
einheitskasse nützt niemandem. verges-
sen wir nicht: die deutschen kranken-
kassen gehören zu den wenigen akteu-
ren im gesundheitswesen, die keine ge -
winninteressen haben.

Minister Lauterbach wünscht sich gene-
rell eine Entökonomisierung . . .
das ist skurril, denn er ist ja selbst 
gesundheitsökonom. ich halte diese 
rhetorik für grundfalsch. natürlich muss 
ein gesundheitswesen ökonomisch funk-
tionieren, also wirtschaftlich arbeiten. 
das heißt ja nicht, so billig wie möglich, 
sondern mit richtig eingesetzten res-
sourcen das maximale herauszubekom-
men. mehr Ökonomisierung, mehr klu-
ger mitteleinsatz bringen uns voran, 
nicht weniger. 

Was halten Sie von der Idee einer höhe-
ren Selbstbeteiligung und von Risiko-
aufschlägen für Raucher oder Leute, die 
gefährlichen Sport treiben?
wir sind doch nicht die verhaltenspoli-
zei! welcher sport wird denn dann 
bestraft, skifahren ja, fußball aber nicht? 
solange es viele andere möglichkeiten 
gibt, ausgaben zu sparen und gleichzeitig 
die versorgung zu verbessern, ist es un -
moralisch, die finanzierungsprobleme 
auf die beitragszahler abzuwälzen. die 
lebensstildebatte widerspricht dem soli-
darprinzip der krankenkassen.

Das Gespräch führte christian geinitz.

Herr Baas, Gesundheitsminister  Lauter-
bach (SPD) plant eine große Klinikre-
form. Weist die in die richtige Richtung?
im prinzip schon. es geht darum, qualita-
tive mindestvorgaben für unterschiedliche 
krankenhausstufen einzuführen. Zudem 
soll die finanzierung von reinen fallpau-
schalen, also drg, teilweise auf vorhalte-
kosten umgestellt werden. die strukturen 
sollen sich am tatsächlichen bedarf orien-
tieren. die grundidee ist richtig. bisher 
stehen viel zu viele kleine krankenhäuser 
unter dem druck, ihre betten belegen zu 
müssen. sie führen deshalb auch behand-
lungen durch, für die sie nicht ausreichend 
qualifiziert sind. mehr als die hälfte der 
krebspatienten wird außerhalb von tu -
morzentren behandelt, was ihre heilungs-
chancen verringern kann. es wird falsch 
behandelt und zu viel.

Wir haben also keine Unterversorgung, 
sondern eine Überversorgung?
gewissermaßen ja. wer mit rücken-
schmerzen ins krankenhaus kommt, er -
hält dort oft eine maximale diagnostik 
und wird in den kernspintomographen 
geschoben. da sieht man dann normale 
verschleißerscheinungen, die werden 
aufwendig behandelt. aber ob’s gegen 
die rückenschmerzen hilft, ist eine ganz 
andere frage. wir wissen aus unserem 
Zweitmeinungsprogramm, dass 85 pro-
zent der rückenoperationen überflüssig 
sind. patienten werden in deutschland 
überdiagnostiziert und übertherapiert. 

Warum ist das so?
weil die kliniken die fallzahlen brau-
chen, um zu überleben. seit Jahrzehnten 
kommen die bundesländer ihren investi-
tionsverpflichtungen nicht nach, deshalb 
müssen sich die häuser das geld anders-
wo besorgen. geräte müssen ausgelastet 
werden, stationär bringt mehr als ambu-
lant, also werden die patienten unnötig 
über nacht aufgenommen. ein beispiel: 
in anderen ländern werden die meisten 
leistenbrüche ambulant operiert, bei uns 
im krankenhaus, weil sich das für die kli-
niken rechnet. so füllen sich die betten, 
obwohl es von denen zu viele gibt. und 
das bindet pflegekräfte. auf die fallzahl 
bezogen, haben wir zu wenig pflegekräf-
te, im verhältnis zur einwohnerschaft 
sind es mehr als in anderen europäischen 
ländern. es gibt also fehlanreize und 
fehlsteuerungen im system, weshalb die 
krankenhausreform dringend nötig ist.

Haben die vielen Betten uns nicht in der 
Corona-Pandemie geholfen?
das argument ist grundfalsch. die we -
nigsten kliniken haben corona-beat-

mungspatienten behandelt. aber viele 
hatten in der pandemie so viele leer ste-
hende betten, dass sie nur mit finanzieller 
hilfe des bundes überleben konnten. 
natürlich muss man kapazitäten für pan-
demien vorhalten, aber dort, wo man sie 
einsetzen kann. während corona wollten 
wir möglichst viele intensivbetten in mög-
lichst vielen kliniken aufstellen, bis klar 
wurde, dass dazu das geschulte personal 
fehlt. nicht jede klinik kann eben alles, 
das muss die reform berücksichtigen. 
entscheidend ist eine übergreifende und 
koordinierte krankenhausplanung, auch 
das hat die pandemie gezeigt. wir wussten 
am anfang nicht einmal, wie viele inten-
sivbetten es gibt. für die planung sind die 
länder zuständig, aber auch dort passiert 
das nicht immer aus einem guss, oft ent-
scheiden die lokalen interessen vor ort. 

Wie müsste man das ändern?
indem man klare, bundeseinheitliche 
vor gaben macht, was ein krankenhaus 
leisten muss, damit es zu einer bestimm-
ten niveaustufe, einem „level“, gehört 
und diese leistungen auch abrechnen 
darf. wie die länder diese vorgaben 
umsetzen, bleibt dann ihre sache. wir 

tk-chef Jens baas, herr der größten 
deutschen krankenkasse, über    unnötige 

rückenoperationen, obszöne
 arzneipreise  und seine sorge  vor einer

 verhaltenspolizei im gesundheitswesen. 

„Ich fürchte, 
die Klinikreform 
scheitert an den 

Ländern“

brauchen auch die abstimmung zwischen 
den bundesländern. hier in hamburg 
zum beispiel liegen viele patienten aus 
niedersachsen und schleswig-holstein, 
das muss gut koordiniert werden. 

Sie stehen hinter Lauterbachs Reform?
dem grunde nach ja, aber ich habe große 
sorgen, dass nichts davon übrig bleibt, weil 
die länder querschießen. der minister 
steht unter druck, er will zum 1. Januar ein 
gesetz vorlegen. dazu braucht er die län-
der, weil die klinikplanung bei ihnen liegt 
und sie im bundesrat zustimmen müssen. 
der bund hat praktisch keinerlei pla-
nungsrechte. meine befürchtung ist, dass 
man sich auf die einführung der vorhalte-
pauschalen einigt, die die länder sehr gern 
annehmen, aber die strukturvorgaben nur 
unverbindliche empfehlungen werden, 
weil jedes land eigene vorstellungen hat. 
das wäre wahnsinn: dann würden die 
heutigen strukturen zementiert, denn un -
nötige krankenhäuser würden mit den 
vorhaltekosten künstlich am leben erhal-
ten. lassen sie mich ganz klar sein: eine 
gute krankenhausreform kann perspekti-
visch die versorgung verbessern und auch 
noch geld sparen. ein falscher kompro-
miss aber führt dazu, dass die versorgung 
so bleibt – oder sogar schlechter, gleichzei-
tig aber noch teurer wird. ich sehe leider 
die gefahr, dass es genau so kommt.

Auf die Kliniken entfallen die meisten 
Ausgaben der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, GKV. Die schreibt 2023 ein 
Rekorddefizit von 17 Milliarden Euro. 
Wie lange geht das noch gut?
ich weiß nicht, ob wir nächstes Jahr 5, 10 
oder 20 milliarden euro defizit in der 
gkv haben. klar ist aber: die schere 
zwischen beitragseinnahmen und ausga-
ben geht unaufhaltsam auseinander. und 
der minister will die kosten noch stei-
gern. die 1000 angekündigten gesund-
heitskioske würden rund eine milliarde 
euro kosten, die gesundheitsregionen 
flächendeckend noch deutlich mehr. die 
pharmakonzerne sollen zusätzliches 
geld bekommen. es wird immer mehr 
ausgegeben, und der beitragszahler ist 
der melkesel. um das defizit auszuglei-
chen, hat die politik die kassenrücklagen 
fast aufgebraucht, auch das war beitrags-
geld. das kann gefährlich werden: wenn 
wieder eine pandemie kommt, fehlen uns 
diese reserven. 

Welche Lösung schlagen Sie vor?
es wird sie überraschen, aber ich bin da -
gegen, das problem durch zusätzliche 
bundeszuschüsse lösen zu wollen. denn 
das bedeutet ja nur, den steuerzahlern 

statt den versicherten mehr geld abzu-
nehmen. allerdings muss der staat end-
lich die versicherungsfremden leistun-
gen übernehmen. wir bekommen rund 
100 euro beitrag je arbeitslosengeld-ii-
empfänger im monat, die durchschnittli-
chen kosten für die versorgung betragen 
aber 300 euro. da fehlen in der gkv 
jedes Jahr 10 milliarden euro. wichtig 
wäre es, endlich auf die ausgaben zu 
schauen. langfristig kann hier die digi-
talisierung helfen. beratungsgesellschaf-
ten schätzen ihre effekte auf rund 40 mil-
liarden euro im Jahr. aber sie kommt 
nicht voran, denken sie an die schleppen-
de einführung der elektronischen patien-
tenakte. kurzfristiger geschaut, ließe sich 
bei arzneien sparen.

Wie genau?
die generikahersteller erwirtschaften 
im durchschnitt gewinne von 13 pro-
zent, es können bis zu 30 prozent sein. 
ein autohersteller schafft hingegen 5 bis 
10 prozent. diese hohen margen im arz-
neimittelmarkt sind unsozial. man sollte 

die kosten für die herstellung sowie für 
forschung und entwicklung feststellen 
und für die gewinne noch etwas drauf-
schlagen, dann hätte man einen fairen 
arzneimittelpreis. es ist kein geheimnis, 
dass durch verträge zwischen kranken-
kassen und herstellern die preise um bis 
zu 90 prozent sinken, und trotzdem 
machen die unternehmen noch gewinn. 
die ursprungspreise waren also obszön 
hoch! Jetzt soll die industrie noch mehr 
geld bekommen, weil bestimmte arznei-
mittel fehlen. dabei liegt das doch nicht 
an zu geringer bezahlung, sondern an 
den lieferketten. einige lebensmittel 
oder teile für autos sind derzeit auch 
knapp, ganz ohne rabattverträge. man 
sollte den herstellern nicht grundsätzlich 
mehr zahlen und hoffen, dass sie mit dem 
zusätzlichen geld diversifizierter einkau-
fen, sondern man sollte ihnen sagen: wir 
zahlen nur dann etwas mehr, wenn ihr in 
europa produziert oder relevante lager-
haltung betreibt. 

Wo ließe sich sonst noch sparen?

 Jens Baas, der  Vorstandsvorsitzende der  Techniker Krankenkasse foto lucas wahl

itz. berlin. gesundheitsminister 
karl lauterbach (spd) hat seinen 
gesetzentwurf zu steigenden pflege-
beiträgen verteidigt.  „in einer 
menschlichen gesellschaft muss uns 
die pflege hochbetagter mehr wert 
sein“, sagte der minister in berlin. bis-
her zahlen arbeitgeber für ihre 
beschäftigten 1,525 prozent des 
sozialversicherungspflichtigen lohns 
in die pflegekasse ein. genauso viel 
bringen ihrerseits die mitarbeiter mit 
kindern auf, kinderlose hingegen 
1,875 prozent. der gesamtbetrag 
beträgt also 3,05 prozent mit kindern 
und 3,4 prozent ohne. den plänen 
zufolge steigt der arbeitgeberanteil 
künftig auf 1,7 prozent. beschäftigte 
ohne kinder zahlen  2,3 prozent ein, 
sodass ihr gesamtbetrag 4 prozent 
erreicht. das sind, anders als berichtet 
(f.a.Z. vom 25. februar),  0,6 punkte 
mehr als bisher.  mit einem kind sol-
len eltern 1,7 prozent zahlen, der 
gesamtbeitrag erreicht  3,4 prozent, 
0,35 punkte mehr als jetzt. Je zusätzli-
chem kind sinkt der arbeitnehmeran-
teil um 0,15 punkte, sodass er von drei 
kindern an mit 1,4 prozent geringer 
ist als heute. elternteile mit fünf oder 
mehr kindern zahlen 1,10 prozent.

Entlastung ab 
drei Kindern

Jens baas, geboren 1967 im 
schwäbischen aalen, leitet seit 
mehr als zehn Jahren als vor-
standsvorsitzender die techniker 
krankenkasse (tk). diese ersatz-
kasse mit sitz in hamburg ist mit 
mehr als elf millionen versicher-
ten die größte gesetzliche kran-
kenversicherung in deutschland. 
baas studierte humanmedizin in 
heidelberg und minnesota. 1996 
promoviert, arbeitete er an den 
universitätskliniken von heidel-
berg und münster als transplan-
tationsarzt. später wechselte er 
zum beratungsunternehmen bos-
ton consulting group und wurde 
dort partner. 2011 trat er in den 
tk-vorstand ein, 2012 übernahm 
er den vorsitz. in seinem büro 
nutzt er ein pferd-turngerät als 
stehpult, das an eine früher 
betriebene sportart erinnert. 
heute fährt er gern motorrad. aus 
seiner Zeit als arzt ist er noch 
immer privat versichert.

Zur Person

dpa. berlin. die deutsche bahn hat 
eine positive Zwischenbilanz der ver-
stärkten energietransporte auf der 
schiene gezogen. seit oktober würden 
täglich im durchschnitt 30.000 tonnen 
kohle von den seehäfen der nordsee zu 
rund 15 großen kraftwerken in ganz 
deutschland transportiert. die güter-
züge nutzten  zum teil auch „energie-
korridore“ und könnten vorrangig 
durchs schienennetz fahren. „nennens-
werte wechselwirkungen auf den übri-
gen Zugverkehr, wie ice  & co., blieben 
aus“, hieß es. der vermehrte energie-
transport auf der schiene ist eine folge 
des ukrainekriegs.  statt auf gas wird 
wieder mehr auf kohle oder Öl gesetzt. 
damit diese zusätzlichen transporte 
auf dem ohnehin stark ausgelasteten 
schienennetz rechtzeitig das Ziel errei-
chen und die energieversorgung gesi-
chert ist, werden diese vorübergehend 
mit vorrang behandelt. nach bahn-an-
gaben wurde die kohle-transportmen-
ge verdoppelt. Zuvor waren wöchent-
lich 50 Züge mit steinkohle unterwegs. 
verglichen mit den 20.000 güterzügen 
der tochtergesellschaft db cargo fal-
len 50 kohlezüge nicht sehr ins 
gewicht – auch nicht nach der ver-
dopplung der transportmenge.

Bahn lobt sich 
für Kohlezüge

dpa. berlin. ein Jahr nach der 
ankündigung von 100 milliarden euro 
schweren investitionen in die bundes-
wehr blickt deutschlands rüstungs-
branche optimistisch nach vorne, 
äußert hinter vorgehaltener hand aber 
auch kritik. „wir sind zuversichtlich, 
dass wir jetzt in der breite aufträge 
bekommen“, sagte der hauptgeschäfts-
führer des bundesverbandes der deut-
schen sicherheits- und verteidigungs-
industrie (bdsv), hans-christoph atz-
podien, der deutschen presse-agentur. 

ein anderer vertreter der rüstungs-
industrie, der seinen namen und den 
seiner firma nicht genannt haben will, 
ist hingegen über das lange warten auf 
aufträge frustriert. vor einem Jahr 
habe das verteidigungsministerium in 
eilig einberaumten online-schalten mit 
der rüstungsindustrie ein rasches vor-
gehen in aussicht gestellt und schnelle 
lieferung eingefordert, erinnert sich 
der manager. passiert sei wenig. „das 
beschaffungswesen der bundeswehr ist 
weiter im tiefschlaf. es wird gebremst 
und blockiert.“ es dauere alles viel zu 
lang. ein anderer branchenvertreter 
sieht es ähnlich: „schnell geht da gar 
nichts – es ist so wie immer, und das 
trotz der veränderten weltlage.“

Kaum Aufträge 
aus Sonderetat

Für Deine
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